
Sozialismus.de
Monatlich Hintergründe, Analysen und Kommentare  |  täglich im Netz

Gewerkschaften
Forum

Heft   9-2026   |   EUR 9,00   |    C   12232 

Robert Hinke: Gewerkschaft
liche Repräsentationskrise
Knut Lambertin: GKV-Beiträge 
belasten die Beschäftigten

Beiträge u.a. von 
Isa Stolz, Ulrike Eifler, 
Arno Gottschalk, Alban Werner,
Heinz Bierbaum/Michael Brie,
Michael Heine/Hansjörg Herr,
Joachim Bischoff, Stephan Krüger 

Diesen Artikel stellen wir ohne Berechnung zum Kennenlernen und für die 

       Bildungsarbeit zur Verfügung. Das Publikationsprojekt, zu dem die Website

             
    www.Sozialismus.de. mit aktuellen Analysen gehört, braucht dringend 

             
             

            U
nterstützung, also neue Abonnent*innen und Spenden.

             
             

             
             

           B
eides ist auf der Website möglich.

             
             

             
             

             
             

           V
ielen Dank im voraus!



Sozialismus.de Heft 9-2026	 1

Heft Nr. 9 | Septembert 2026 | 53. Jahrgang | Heft Nr. 519

Heißer Herbst in der Republik
Redaktion Sozialismus.de: Gegen das »Flachzangen-Regime« der sogenannten 
Altparteien. Die AfD greift nach der politischen Macht . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                        2

Paul Wellsow: Schrei vor Glück? Online-Modehändler-Zalando  
schließt den Standort Erfurt, 2.700 Jobs fallen weg . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                           5

Claus-Jürgen Göpfert: Die Angst geht um in Zwickau. Der Kampf gegen die  
drohende Schließung des VW-Werkes und für den Erhalt der Demokratie . . . . . . . .        8

Wolfgang Müller: VW-Konzernchef Blume, die Konkurrenz aus China  
und die Profitraten. Was dem Autosektor wirklich helfen würde . . . . . . . . . . . . . . .               12

Arno Gottschalk: Die Legende von der Kapitalrente als Wachstumsmotor 
Eine Antwort auf Jens Südekum und Katherina Reiche . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                       17

Björn Radke: Klima- und Hitzeschutz ohne Plan! . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                            21

Wie stellt sich Die Linke auf?
Alban Werner: Zu welchem Ende gibt sich Die Linke ein Parteiprogramm? 
Einordnung, Anforderungen, Widersprüche und gesellschaftliches Umfeld . . . . . .      24

Heinz Bierbaum/Michael Brie:  
Strategische Neuorientierung der Partei Die Linke . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                           29

Sackgassen
Joachim Bischoff: »Schuldenkönig Donald Trump 
Erstmals steigt die Staatsverschuldung auf eine 40 mit zwölf Nullen . . . . . . . . . . . .            33

Michael Heine/Hansjörg Herr: Europa auf der schiefen Ebene 
An einer weitergehenden Integration führt kein Weg vorbei . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                   38

Robert Hinke:  
Gewerkschaften in der Repräsentationskrise . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                              42

Knut Lambertin: GKV-Beiträge: Belastet werden wieder die Beschäftigten . . . . .     49

Ulrike Eifler: Ein Ort des Austauschs und der Kollektivität . . . . . . . . . . . . . . . . . .                 53

Kapitalismuskritik | Buchbesprechung
Stephan Krüger: Finanzmarktkapitalismus als letztes Stadium?! . . . . . . . . . . . . . . .               55

Klaus Kohlmeyer: Das laute Berlin . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                                        65

Impressum | Veranstaltungen | Film
Impressum . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                                                            51
Veranstaltungshinweise . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                                                 68
Isa Stolz: Die Odyssee (Filmkritik) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                                        69

Supplement
Klaus Bullan/Stephanie Odenwald:  
Die Wurzeln des Faschismus wirken« (Antonio Scurati)
Benito Mussolini und der italienische Faschismus –
Scuratis dokumentarisches Romanprojekt

 

Aktuelle 
Analysen 
ohne Paywall
veröffentlicht die Redaktion  
zwischen den monatlichen  
Printausgaben im Netz auf 

www.Sozialismus.de

Trumps Zollstreit mit Kanada

Der US-Präsident liebt Zölle. Solche 
in Höhe von 50% gegen Waren aus 
Kanada sollen erneut nun helfen, die 
negative Handelsbilanz der USA zu 
sanieren. Die Handelsgespräche zwi-
schen den USA und Kanada sind ge-
scheitert, von den neuen Zöllen sind 
etwa Hockeyschläger, Möbel und 
Milchprodukte betroffen. [...]

USA scheitern im Iran-Krieg 
trotz VAE-Embargo
Im Iran-Krieg haben die USA (und 
Israel) nicht nur ihre ursprünglichen 
Ziele für die militärische Interven-
tion aufgegeben, auch die in einem 
Rahmenabkommen vereinbarte Waf-
fenruhe ist verstrichen, ohne dass es 
zu einer Anschlussregelung gekom-
men ist. [...]

Spanien: Erfolgreiche  
Wirtschaftspolitik
Spanien zeigt, dass progressive Wirt-
schaftspolitik Erfolge beschert: Statt 
auf Budgetkonsolidierung setzte die 
Regierung auf eine mutige Mindest-
lohnpolitik, öffentliche Investitionen 
und stabiles Staatsausgabenwachs-
tum, progressive Arbeitsmarktrefor-
men und gezielte Markteingriffe ge-
gen die Teuerung. [...]

Dafür brauchen 
wir Unterstützung!
Wie Abonnent:innen und 
Leser:innen das konkret machen 
könnten, steht ebenfalls unter 

www.Sozialismus.de
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Gewerkschaften in der 
Repräsentationskrise
von n Robert Hinke

besteht die Neigung, moralischen Appellen gegenüber politöko-
nomischen Analysen den Vorzug zu geben.

Zugleich besteht parteiübergreifend weitgehend Einigkeit da-
rüber, dass der Rechtspopulismus auf ein Repräsentationspro-
blem verweist. Meist ist von einer vergessenen oder ungehör-
ten Arbeiter*innenschaft die Rede, die sich im politischen Raum 
kaum noch repräsentiert sieht. Im gleichen Atemzug wird dabei 
der Sozialdemokratie eine Abwendung von Arbeiter*innen-In-
teressen vorgehalten; in dieser Deutung trägt sie die Hauptver-

Diagnosen einer Krise des westlichen Modells liberaler Demo-
kratie bestimmen die politische Debatte. Populistische Heraus-
forderungen von rechts münden regelmäßig in Plädoyers, unsere 
Demokratie tagtäglich aufs Neue zu verteidigen. Ideologiekri-
tisch wird dabei meist versucht, die Programmatik rechtspopu-
listischer Parteien, Organisationen und ihrer Protagonist*innen 
zu entlarven. Während die Demokratie auf rhetorischer Ebene 
verteidigt wird, bleiben die tieferliegenden gesellschaftspoliti-
schen Strukturprobleme weitgehend unterbelichtet. Generell 
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Dr. Robert Hinke ist Landesfachbereichsleiter für Gesundheit, Soziale 
Dienste, Bildung und Wissenschaft bei ver.di Bayern. Zuletzt schrieb er in 
Heft 7-8/2025 zum Dienstleistungsproletariat in Krankenhäusern und in 
Heft 12/2025 zur Organisierung von Servicegesellschaften. 

1  Dass die BSW-Gründung als Abspaltung von der Linkspartei ebenso die-
ser Logik folgte, sich dabei dem Links-Rechts-Schema zu entziehen meinte, 
sei erwähnt. Zu Merkels Zeiten wurde hingegen die Sozialdemokratisierung 
der Union problematisiert, womit deren national- oder rechtskonservativer 
Flügel verweist wäre.

2  Hinsichtlich des Bruchs mit dem Fordismus, siehe Hinke (2003); be-
zogen auf Suchbewegungen der Erneuerung Brinkmann u.a. (2008), Hinke 
(2008) und Schmalz/Dörre (2013).

3  Philip Manow hat im Titel seines 2020 aufgelegten Buches »Ent-« in 
Klammern gesetzt, was schon deshalb konsequent ist, da er die aktuellen po-
pulistischen Herausforderungen insgesamt eher als eine neue Etappe der De-
mokratisierung fasst und Kippunkte ins Autoritäre geradezu bagatellisiert.

4  Habermas (2022) selbst betrachtete das »gute Argument« einer delibe-
rativen Demokratie als gefährdet, weshalb er anders als Manow (2024) we-
niger einen Demokratisierungsschub als eine Deformierung demokratischer 
Öffentlichkeit und ihrer Kriterien einer rationalen und verallgemeinerbaren 
Entscheidungsfindung am Werke sieht.
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antwortung für die gegenwärtige Krise.1 Die Repräsentations-
krise wird hierbei gerne auf ein politisch-kulturelles oder gar 
bloß kommunikatives Problem verkürzt. Ihre politisch-kulturel-
len Ursachen sind real; sie werden aber missverstanden, wenn 
ihre materiellen und institutionellen Grundlagen ausgeblen-
det bleiben.

Nicht nur der Politikbetrieb, auch die Gewerkschaften se-
hen sich angesichts veränderter und sich weiterhin verändern-
der Rahmenbedingungen einem anhaltenden Erneuerungsbe-
darf ausgesetzt.2 Im Folgenden sollen einige für die Zeitdiagnose 
zentrale Felder der Repräsentationsproblematik skizziert und 
auf ihre Bedeutung für die gewerkschaftliche Strategiebildung 
hin befragt werden. Nicht zuletzt geht es dabei um die Frage, ob 
die Gewerkschaften selbst ein Repräsentationsproblem haben – 
und damit auch um ihr eigenes Selbstverständnis.

1. Repräsentationskrise als Ent-/Demokratisierung3

Um die Repräsentationskrise ernst zu nehmen und nicht im 
Appellativen zu verharren, muss man sich mit den Folgen ei-
nes sich verändernden politischen Systems, den systemischen 
Zwängen des Gegenwartskapitalismus und den Effekten Sozialer 
Medien für die Demokratie befassen. Andernfalls bleibt man bei 
einer moralinsauren Verteidigung des Status quo stehen, des-
sen gravierende Fehlentwicklungen mit dem Begriff der »Post-
demokratie« (Crouch 2008) längst prägnant beschrieben sind. 
Dabei muss man die damit regelmäßig verbundenen Annah-
men einer Elitenverschwörung, politischer Apathie oder bloßer 
Scheinpartizipation gar nicht teilen. Entscheidend ist vielmehr 
die Einsicht, dass demokratische Institutionen formal intakt 
bleiben können, während ihre repräsentative Substanz zuneh-
mend erodiert (ebd.).

Die Krise hat dabei eine doppelte Bewegung. Einerseits voll-
zieht sich – in Anlehnung an Manow (2019, 2024) – eine »Ent-
demokratisierung der Demokratie«: Entscheidungen werden 
verlagert, entpolitisiert oder vermeintlichen Sachzwängen un-
terworfen. Andererseits verändert sich die politische Öffent-
lichkeit selbst. Mit Habermas gesprochen erleben wir einen 
»erneute[n] Strukturwandel der politischen Öffentlichkeit« 
(Habermas 2022: 40). Social Media setzt einen Partizipations-
schub frei, der sich jenseits bestehender Repräsentationsstruk-
turen und vielfach gegen etablierte Repräsentant*innen richtet 
– und insofern als ambivalente »Demokratisierung der Demo-
kratie« verstanden werden kann.4 

1.1 Souverän ohne Souveränität
»Globalisierung« und über drei Jahrzehnte »Neoliberalis-
mus« haben das fordistische Institutionensystem ausgezehrt. 
Demokratische Wahlen, Parteien, Parlamentarismus, Gewerk-
schaften, Flächentarifverträge etc. bestehen fort, von einem 
selbstbewussten Primat der Politik kann allerdings kaum noch 
gesprochen werden. Es ist wohl kein Zufall, dass der Rechtspo-
pulismus mit der Finanzmarktkrise und ihren weitreichenden 
Folgen seinen Auftrieb nahm. Die Gründung der »Alternative 
für Deutschland« (AfD) erfolgte Anfang 2013, knapp zwei Jahre 
nach der Wahl des Adjektivs »alternativlos« zum Unwort des 
Jahres 2010. Hinter diesem Begriff verschanzte sich nicht nur 

die Regierung Merkel zur Legitimie-
rung unliebsamer »Entscheidungen«. 
Ein ähnlicher Gestus findet sich auch 
dort, wo politische Konflikte zu un-
hintergehbaren Tatsachen umgedeutet werden – wie jüngst bei 
Bundeskanzler Merz vor dem DGB-Kongress, als er die Renten-
reform zu einer Frage von »Demographie und Mathematik« 
erklärte. Eine Demokratie, die sich in der Vollstreckung ver-
meintlicher Sachzwänge oder in den (Vor)Entscheidungen ei-
ner Expertokratie verliert, untergräbt das Politische der Politik 
– und damit die Essenz jeder Demokratie. Im Grunde wird ex-
ekutiert, statt repräsentiert. All dies liegt in der Logik des Neoli-
beralismus, der seit jeher versucht, Wirtschaft und Sozialpolitik 
vor demokratischer Einflussnahme abzuschirmen – auf Kosten 
der abhängig Beschäftigten.

1.2 Supranationale Politikverflechtung
Die Europäische Union, als neoliberal geprägtes Projekt kon-
stituiert, folgte weitgehend dem Modell einer negativen Inte-
gration. Gemeinsame Standards wurden dabei vor allem über 
Deregulierung, Privatisierung und Minimalkonsense realisiert. 
Bürger*innen werden vornehmlich als Konsument*innen adres-
siert. Teilhabe stand und steht im Schatten der Output-Logik. 
Neue weltwirtschaftliche und geopolitische Herausforderun-
gen (Finanzmarktkrise, Handelskriege, Industriepolitik, Tech-
nologieförderung, logistische Ketten, Militarisierung, Abwen-
dung der USA etc.) haben der EU zu einem neuen Anspruch 
an Gestaltungsmacht verholfen. Dem Modus supranationaler 
Kooperation verhaftet, folgt die Entscheidungsfindung jenseits 
des Europäischen Parlaments nicht der Logik von Mehrheits-
entscheidungen, sondern des »bargaining und contracting« 
(Michelsen/Walter 2013: 180). Der seit den 1990er-Jahren 
populäre Governance-Begriff reflektiert diese Entwicklung ho-
rizontaler Koordination (dem liberalen Ideal nach eine »Gover-
nance ohne Government«). Das ist schwerlich mit klassischen 
Prinzipien demokratischer Autorisierung, der Öffentlichkeit, 
der Transparenz oder der Zurechenbarkeit und Verantwortung 
vereinbar (ebd.: 180f.). Nicht unbedenklich, sofern man etwa 
bedenkt, dass um die 30% der Bundesgesetze der Umsetzung 
von EU-Recht dienen (Wimmel 2026). Im Ergebnis sieht man 



44	 Sozialismus.de Heft 9-2026

Gewerkschaften
Forum

sich auf Pollaks (2007) »Repräsentation ohne Demokratie« ver-
wiesen.

1.3 Die Öffentlichkeit eines negativen Souveräns
Den neuen Sozialen Medien kommt ein »revolutionäre[r] Cha-
rakter« (Habermas 2022: 41) zu. »Denn bei ihnen handelt es 
sich nicht bloß um eine Erweiterung des bisherigen Medienan-
gebots, sondern um eine mit der Einführung des Buchdrucks 
vergleichbare Zäsur in der menschheitsgeschichtlichen Entwick-
lung der Medien.« (Ebd.) Das eigentlich Neue liegt in der Um-
gehung der »Gatekeeper« traditioneller Medien (Verlage, Chef-
redaktionen, Journalisten etc.): Jeder kann sich über digitale 
Plattformen, ohne jedweder redaktionellen Vermittlung oder 
Qualitätskontrolle zum Autor »ermächtigen« (ebd.: 44). Die da-
mit einhergehenden Partizipationschancen haben die »Zugangs-

hürden für die Teilnahme am öffent-
lichen Diskurs … drastisch« (Manow 
2024: 111) gesenkt. Im Ergebnis ha-
ben die Funktionseliten von Regie-

rung, Verbänden und Parteien wie auch der Medien hinsicht-
lich der Öffentlichkeit einen erheblichen Kontrollverlust in Kauf 
zu nehmen. Das gilt insbesondere für das Agendasetting, das 
»ins Netz diffundiert« ist (ebd.: 115). Aber auch in den Par-
teien selbst werden herkömmliche Meinungs- und Willensbil-
dungsverfahren und Gremienentscheidungen übergangen oder 
konterkariert. Bemerkenswert ist hierbei, dass das World-Wide-
Web durchaus zu einer internationalen Kommunikation bei-
trägt, aber keine europäische Öffentlichkeit herbeiführt. Dies hat 
zum einen mit der nationalstaatlichen Zentrierung politischer 
Kommunikation zu tun, und zum anderen mit einer Fragmen-
tierung des gemeinsamen politischen Raums zum Kampfplatz 
konkurrierender »Halböffentlichkeiten« (ebd.: 63). In diesen 
sich »selbsttragende[n] Echoräume[n]« (ebd.: 62) verschwimmt 
die Differenz von Privat und Öffentlich, womit sie ihren dis-
kursiven oder deliberativen Bezug auf das Allgemeine verlie-
ren. Gemäß der neoliberalen Präformierung der Bürger*innen 
zu Kund*innen wird auch »die Gesellschaft aus der Sicht von 

Kunden betrachtet … – launisch, ungeduldig, jederzeit fordernd, 
ohne selbst mitwirken zu wollen« (Michelsen/Walter 2013: 91). 
Republikanische Volkssouveränität verengt sich hier auf einen 
»negative[n] Souverän« (ebd.: 35), der Empörung organisiert, 
ohne als Aktivbürger*in positive Gestaltungsmacht anzustreben. 
Die Repräsentierten revoltieren, ohne selbst das Allgemeine re-
präsentieren zu wollen.5

1.4 Populismus – Ursache und Folge
Die politischen Folgen dieser drei Entwicklungsstränge blei-
ben so lange begrenzt, wie die sozioökonomischen Zukunfts-
perspektiven nicht als bedrohlich erscheinen. Stagnierendes 
Wachstum, Migration, Dekarbonisierung, Digitalisierung und 
demografischer Wandel verschränken sich jedoch zu einer Be-
drohungslage, die insbesondere die Arbeiter*innenschaft und 
traditionelle Mittelschichten als Gefährdung ihrer ökonomi-
schen Perspektiven, ihres sozialen Status und ihrer kulturellen 
Werte wahrnehmen (Reckwitz 2017). Enttäuscht von der Politik 
wenden sich viele von ihr ab, weil sie sich durch sie nicht mehr 
repräsentiert fühlen. Parteien scheinen beliebig, Wahlen nichts 
zu verändern, die Interessen der Vielen keine Rolle zu spielen. 
Dies bildet seit jeher den Humus, auf dem wirksamer Populis-
mus gedeiht. Auch die Schwäche der Arbeiter*innenbewegung 
selbst dürfte zur »Repräsentationslücke« beigetragen haben, 
die den Rechtspopulismus antreibt (siehe hierzu Dörre 2026)

Die eben skizzierte Analyse erlaubt es, rechtspopulistische 
Bewegungen als Ausdruck eines Repräsentationsproblems zu 
sehen, nicht als Ursache der Misere. »Man wird die (repräsen-
tative) Demokratie gegen ihre Herausforderer schlecht vertei-
digen können, wenn man ihre gegenwärtigen Schwächen nicht 
thematisiert, weil man sich darin eingerichtet hat, Ursache und 
Folge zu verwechseln.« (Manow 2024: 23) Politisch fatal ist 
diese Verkehrung, da das Repräsentationsdefizit weder proble-
matisiert noch angegangen wird, womit sich antiinstitutionelle, 
antipluralistische und im Grunde antipolitische Politik zu einer 
wachsenden Gefahr einer parlamentarisch verfassten rechts-
staatlichen Demokratie aufbaut. Die Korrekturfunktion des Po-
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5  Die AfD strebt zwar an die politische Macht, wobei ihr Begriff des Allge-
meinen völkisch ausgelegt doch sehr spezifisch ist. Faktisch bedient sie eher 
Disruptionsfantasien als ein positiv zu bestimmendes Gemeinwohl. Bemer-
kenswert ist daher, dass selbst eine Vielzahl der Wähler*innen der AfD diese 
nicht an der Macht sehen wollen.

6  Als prominenter Extremfall darf Geert Wilders rechtspopulistische Par-
tij voor de Vrijheid (PVV) in den Niederlanden gelten: Wilders ist ihr Vorsit-
zender und zugleich ihr einziges Mitglied.
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pulismus wird damit ignoriert. So können sich jene, die sich als 
Vertreter*innen des »wahren Volkes« inszenieren, als »wahre 
Demokrat*innen« gegen die Demokratie in Stellung bringen. 

Dem Resonanzraum des Rechtspopulismus – einschließ-
lich seiner marktlibertären Fundamentalisten à la Milei und 
der Tech-Eliten des Silicon Valley – wird man weder mit Ent-
larvung noch mit Beschimpfungen, Pathologisierung, Überhol-
manövern oder einer Verschiebung des politischen Koordina-
tensystems nach rechts beikommen – im Gegenteil.

2. Repräsentationsdefizit der Gewerkschaften!?!

Gewerkschaften sind Teil des institutionellen Systems der Bun-
desrepublik. Vor diesem Hintergrund liegt die Frage nahe, ob 
nicht auch die Gewerkschaften selbst ein Repräsentationspro-
blem haben. Bevor diese organisationspolitische Frage ange-
messen behandelt werden kann, muss zunächst der Begriff der 
Repräsentation genauer geklärt werden.

2.1 Begriffsbestimmung
Auch wenn heute unter demokratischer Repräsentation das Ver-
treten von Abwesenden verstanden wird, zielte es historisch ge-
sehen auf den Ausschluss des gemeinen Volkes von der politi-
schen Macht. Demokratie wurde – schon seit Aristoteles – mit 
Anarchie, Korruption und Verfall identifiziert, die zwangsläu-
fig in Despotie mündet (Manow 2024: 30ff.; Michelsen/Walter 
2013: 186f.). Die US-amerikanische Erfindung demokratischer 
Repräsentation am Vorabend der Französischen Revolution ver-
half dem Begriff der Demokratie aus der Schmuddelecke. Sich 
dies zu vergegenwärtigen, hilft zu verstehen, dass Repräsenta-
tion immer auch auf der Unterscheidung von »Repräsentier-
barem und Nicht-Repräsentierbarem« (Manow 2024: 37) be-
ruht. Über mehrere Wellen der Demokratisierung wurde der 
Begriff immer inklusiver. Damit verschiebt sich der Diskurs von 
der Frage »wer mitentscheidet« zur Frage »was demokratisch 
zu entscheiden ist« (ebd.: 55). Die »soziale Demokratie« wird 
etwa rechtlich eingehegt, damit die bürgerliche Eigentumsord-
nung unangetastet bleibt – in einem hegemonialen Sinne erst 
gar nicht Gegenstand des Politischen wird.

Der bis heute maßgeblich von Hanna F. Pitkin (1967) ge-
prägte politikwissenschaftliche Begriff der Repräsentation ist 
– über seinen historischen Bedeutungswandel hinaus –auch 
deshalb schillernd, weil er mindestens vier grundlegende, em-
pirisch verschränkte Repräsentationsbeziehungen bündelt: die 
formale Repräsentation (Autorisierung und Rechenschaft), die 
deskriptive Repräsentation (soziodemographische Spiegelung), 
die symbolische Repräsentation (Anerkennung, Zugehörigkeit, 
kollektive Identität) und die substanzielle Repräsentation (wirk-
same Interessenvertretung). Für die symbolische Anerkennung 
der Gewerkschaften ist die substanzielle Repräsentation sicher 
ausschlaggebend. Verfahren der Mandatierung und eine weitge-
hende Spiegelung der Beschäftigtenstruktur in den haupt- und 
ehrenamtlichen Funktionärsstrukturen können diese Anerken-
nung zusätzlich stützen.

2.2 Repräsentationslogiken der Gewerkschaften
Wen oder was repräsentieren Gewerkschaften? Bis in die spä-
ten 1980er-Jahre dürfte es selbstverständlich gewesen sein, dass 
sie die Arbeitnehmerschaft oder die »Arbeit« als solche vertre-
ten. Inzwischen hat sich – nicht zuletzt angesichts sinkender 
Mitgliederzahlen und der gängigen Organizing-Ansätzen im-
manenten »Philosophie« – bei der Mehrheit der Hauptamt-
lichen und bei vielen Ehrenamtlichen eine strikte Mitglieder-
orientierung durchgesetzt. Gewerkschaften erscheinen damit 
weniger als organisatorische Verdichtung von Klasseninteres-
sen denn als »gewöhnlicher Interessenverbund ihrer Mitglie-
der« (Syrovatka 2025).

Diese Verschiebung ist folgenreich. Ein bloßer Mitglieder-
verband kann gesellschaftspolitische Gestaltungsansprüche nur 
noch begrenzt für sich reklamieren (vorrangig als Vetomacht 
partikularer Interessen). Auch Tarif-
autonomie wird dann kaum mehr als 
Ausdruck eines politischen Mandats 
der Gewerkschaften in der Ökonomie 
verstanden, sondern zu einem staatlich gewährten Rahmen pri-
vatautonomer Tauschgeschäfte umdefiniert. »Es dominiert die 
Logik des Marktes, nicht jene der Politik« (ebd.: 20). Gewerk-
schaften repräsentieren in dieser Perspektive keine Klassenin-
teressen mehr, sondern bündeln lediglich die spezifischen In-
teressen formal gleicher und freier Marktteilnehmer*innen. 
Die frühere Klassenorganisation wird so zu einer »Pressure 
Group« neben anderen. Das hat politische, verfassungsrecht-
liche sowie tarif- und arbeitsrechtliche Folgen, die die »insti-
tutionelle Macht« der Gewerkschaften weiter erodieren lassen 
(siehe Rödl/Syrovatka 2025).

Einem klassentheoretischen Gewerkschaftsverständnis nach 
haben Gewerkschaften – neben dem Kapital und der Politik – 
immer drei Adressaten im Blick: ihre Mitglieder, ehren- und 
hauptamtliche Funktionär*innen sowie abhängig Beschäftigte 
als solche. Daraus entstehen notwendig »demokratische Dilem-
mata« (Voss 2013). Hierbei muss man sich grundsätzlich verge-
genwärtigen, dass das normale Mitglied mit der Gewerkschaft 
als Apparat üblicherweise gar nicht im Austausch steht. Viel-
mehr werden von diesen betriebliche Interessenvertretungen 
als Repräsentant*innen der Gewerkschaft gelesen. 

Für die Gewerkschaft hingegen stehen »einfache Mitglie-
der« schon deshalb im Fokus, als sie nicht nur die Organisa-
tion finanzieren, sondern im Zweifelsfalle dem Aufruf zum 
Streik oder zu einer Protestkundgebung folgen sollen. Anders 
als Parteien, die gleichsam auf Mitglieder und deren Engage-
ment im Zweifel verzichten bzw. zentrale Aufgaben (Werbe-
kampagnen, Öffentlichkeitsarbeit, Befragungen etc.) delegieren 
können, bleiben die Gewerkschaften auf die Folgebereitschaft 
ihrer Mitglieder zwingend angewiesen.6 Das maßgebliche Schar-
nier zur Mitgliedschaft und den Belegschaften insgesamt sind 
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betriebliche – und in deutlich abge-
schwächter Form – hauptamtliche 
Funktionär*innen. Repräsentation 
folgt weitgehend dem Muster von Be-

ziehungsarbeit (Responsivität). Hauptamtliche und ehrenamt-
liche Funktionär*innen füllen die gewerkschaftlichen Gremien 
mit Leben und sind für die praktische und politische Ausrich-
tung der Gewerkschaften maßgeblich. 

Schon aus Gründen ihrer Funktion als Solidar- und Kampf-
verband verfügen Gewerkschaften über relativ starke Vorstände, 
die als strategisches Zentrum agieren und branchenspezifi-
sche, betriebsgrößenbezogene, der Stellung in logistischen Ket-
ten folgende, trägerbezogene, regionale, berufliche, soziale etc. 
Fliehkräfte einhegen – gleichsam fortwährend in responsiven 
Schleifen mit ihren Funktionär*innen (Mitgliederbefragungen 
[vielfach simultan mit Beschäftigtenbefragungen], Monitoring 
von Tarifbewegungen, Besprechungen etc.). Zumindest für Ge-
werkschaften, die – etwa im Unterschied zu Berufsgewerkschaf-
ten – nach dem Industrieverbandsprinzip verfasst sind, bedeu-
tet Repräsentation immer mehr als die Artikulation vorhandener 
Präferenzen. Repräsentation ist hier eine politisch anspruchs-
volle Vermittlungsaufgabe (Interessenaggregation unter Kon-
fliktbedingungen). 

Verkompliziert wird dies noch dadurch, dass Mitglieder
orientierung unverzichtbar ist, aber nicht mit der Repräsenta-
tion allgemeiner Klasseninteressen gleichgesetzt werden kann. 
Dies kann man am Beispiel der Organisierung weißer Flecken 
verdeutlichen. Sollen Ressourcen in nichtorganisierte Service-
gesellschaften fließen, statt in bereits gewerkschaftlich gut er-
schlossene, aber unter laufendem Druck stehende Bereiche? Zu-
dem ist zu erwarten, dass die Tarifierung von ausgegliederten 
Servicegesellschaften die Verhandlungsspielräume mit den Mut-
terhäusern schrumpfen lassen – auf Kosten der bisherigen Mit-
glieder. Wie sieht es mit Zukunftsbranchen aus, die überhaupt 
erst erschlossen werden müssen? Wie sollen sich Bundestarif-
kommissionen verhalten, wenn streikfähige Teilbranchen oder 
Berufsgruppen ihre Interessen auf Kosten der Mehrheit der or-
ganisierten Mitglieder in anderen Bereichen durchsetzen wol-
len? Wie können eingeschliffene Routinen gewerkschaftlicher 
Arbeit für eine gewerkschaftliche Erneuerung durchbrochen 
werden, sofern dies mit einer Umwertung der bisherigen Ar-
beit und Ressourcentransfer einhergeht? Augenscheinliche Bei-
spiele, die die Komplexität politischer Interessenzusammenfüh-
rung belegen – der mit einer schlichten Mitgliederorientierung 
nicht beizukommen ist. 

Genau darin liegt die Schwäche vieler aktueller Debatten um 
Basisorientierung, Demokratisierung der Tarifarbeit und stär-
kere Rückkopplung mit der Mitgliedschaft.7 Sie greifen Prob-
leme auf, neigen aber dazu, das Repräsentationsproblem auf Be-
teiligungs-, Mandatierungs- und Legitimationsfragen innerhalb 
der bestehenden Mitgliedschaft zu verkürzen (formale und de-
skriptive Repräsentation). Damit gerät aus dem Blick, dass ge-
werkschaftliche Repräsentation nicht nur ein internes Organi-
sationsverhältnis ist, sondern auf die substanzielle Artikulation 
kollektiver Klasseninteressen zielt.

Die Repräsentationsproblematik der Gewerkschaften bezieht 
sich über die Mitgliedschaft (Organisationsgrad, soziale Zusam-

mensetzung) hinaus vor allem auf zwei institutionalisierte Are-
nen: die Tarif- und Betriebsautonomie. In beiden Handlungs-
feldern zeigt sich eine wachsenden Repräsentationslücke. Die 
Tarifbindungsquote ist erschreckend rückläufig, was insbeson-
dere auf den Bedeutungsverlust von Flächentarifverträgen zu-
rückgeht. Zwischen 1998 und 2025 fiel die Tarifbindung in 
Westdeutschland von 76% auf 49%; in Ostdeutschland von etwa 
63% auf 42%.8 Der Rückgang der Betriebsräte ist nicht weniger 
bedenklich. Waren 2010 noch 44% aller Beschäftigten in Betrie-
ben mit Betriebsrat beschäftigt, sind es heute nur noch 37%. In-
zwischen arbeiten 48% der Beschäftigten der Privatwirtschaft 
in Betrieben ohne Tarifbindung und (!) Betriebsrat. Hier liegt 
die zentrale Achillesferse der gewerkschaftlichen Repräsenta-
tion. Über diese Handlungsfelder droht ihr deskriptiver, sym-
bolischer als auch substanzieller Repräsentationsanspruch zu 
erodieren. Die gewerkschaftliche Repräsentation erweist sich 
hierbei als ausgesprochen selektiv. Mit der Betriebsgröße stei-
gen sowohl der Organisationsgrad als auch die Wahrscheinlich-
keit von Tarifbindung und Betriebsrat. Insofern ist die gewerk-
schaftliche Repräsentation weder schlicht intakt noch erodiert, 
insgesamt aber prekär.

Ohne ein klassentheoretisches Verständnis verengt sich Re-
präsentation auf Mitgliedschaft. Was auch insofern bedenklich 
ist, als die Gewerkschaften gerade in ihren Kernfeldern in erheb-
lichem Maße auf die Beteiligungsbereitschaft von Nichtmitglie-
dern angewiesen sind. Streiks bedürfen meist der Unterstützung 
durch unorganisierte Kolleg*innen, sollen sie ihr ökonomisches 
Druckpotential entfalten. Betriebliche Interessenvertretungen 
werden zwar als gewerkschaftliche Repräsentant*innen wahr-
genommen, aber mehrheitlich von Nichtmitgliedern gewählt. 
Auch betriebs- und personalverfassungsrechtlich sind sie der 
gesamten Belegschaft verpflichtet. 

Allenfalls in der historischen Ausnahmesituation zu Beginn 
der Weimarer Republik organisierten Gewerkschaften die Mehr-
heit der abhängig Beschäftigten.9 Dennoch hinderte sie nichts 
daran, über ihre Mitgliedschaft hinaus für die Interessen der Ar-
beit als gesellschaftlicher Kraft zu sprechen. Gerade dieser An-
spruch ist für ihre institutionelle Macht zentral. Nimmt man 
hinzu, dass die politische, tarifliche und betriebliche Wirksam-
keit der Gewerkschaften auch von der gesellschaftlichen Aner-
kennung jenseits ihrer Mitglieder abhängt, bleibt diese Pers-
pektive unverzichtbar. 

Interne Willensbildung bleibt selbstverständlich eine fort-
laufende Baustelle. Doch gewerkschaftliche Repräsentation darf 
nicht auf Beteiligungsverfahren innerhalb der bestehenden Mit-
gliedschaft reduziert werden. Die eigentliche Herausforderung 
besteht darin, Mitgliederorientierung und Klassenrepräsenta-
tion so zu vermitteln, dass Gewerkschaften weder zu abstrak-
ten Apparaten noch zu partikularen Mitgliederverbänden wer-
den. Ihre Revitalisierung entscheidet sich vielmehr daran, ob 
sie die Interessen der abhängig Beschäftigten insgesamt poli-
tisch artikulieren und gesellschaftlich wirksam machen können.



Sozialismus.de Heft 9-2026	 47

7  Empfohlen sei hier der ebenso kurze wie instruktive Beitrag von Kim 
Voss (2013). Zur immerwährenden Debatte um die Dialektik von Zentralisie-
rung und Dezentralisierung der Gewerkschaften eröffnet die Gewerkschafts-
literatur der 1970er-Jahre weiterhin wichtige Lehren (s. etwa den Sammel-
band von Bergmann 1979).

8  Zu diesen Daten sei auf das kontinuierliche Monitoring durch das Wirt-
schafts- und Sozialwissenschaftliche Institut (WSI) der Hans-Böckler-Stif-
tung (HBS) verwiesen: www.wsi.de.

9  Sofern man die obligatorische Mitgliedschaft der »Werktätigen« der DDR 
im FDGB unberücksichtigt lässt.

10  Ein kurzes Scrollen auf den noch zurückhaltend formulierten Sei-
ten des »Zentrum« belegt dieses Framing; www.zentrumgewerkschaft.de 
(14.6.2026).
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3. Gewerkschaftliche Schlussfolgerungen 

Anders als in den ersten Nachkriegsjahrzehnten, als Vorstellun-
gen einer gesellschaftspolitischen Neuordnung in den Gewerk-
schaften noch programmatisch verankert waren, identifizieren 
sie sich inzwischen weitgehend mit der bestehenden politischen 
und sozialen Ordnung der Bundesrepublik. Angesichts der be-
schriebenen Folgen kapitalistischer Globalisierung und neoli-
beraler Sachzwangspolitik sowie supranationaler Politikformen, 
die sich klassischer demokratischer Zurechenbarkeiten entzie-
hen, einer fragmentierten Öffentlichkeit, in der traditionelle Ver-
mittlungsinstanzen der Willensbildung an Autorität verlieren 
sowie der Erosion von Tarifbindung und Mitbestimmung (»In-
dustrial Democracy«) ist dies durchaus befremdlich und wenig 
zukunftsweisend. Die moralische Verteidigung des Status quo 
trägt zur Vertiefung der Repräsentationskrise bei. Dadurch lau-
fen die Gewerkschaften Gefahr, mit einem politischen System 
defizitärer Interessenrepräsentation in eins gesetzt zu werden. 

Genau dieses Framing verfolgt die AfD-Vorfeldorganisation 
»Zentrum«, wenn sie DGB-Gewerkschaften als »etabliert«, 
»bisherig« und staatsnah markiert. Unter Verweis auf eine an-
geblich »enge Verflechtung mit der politischen Klasse« spricht 
sie ihnen die Unabhängigkeit ab, deutet Korruption an und ord-
net ihre Funktionär*innen dem Establishment zu. Im Grunde 
wird den Gewerkschaften damit ihr Repräsentationsanspruch 
in all seinen Ausprägungen abgesprochen.10

Entscheidend für die gewerk-
schaftliche Revitalisierung ist, ob es 
den Gewerkschaften gelingt, ihren ge-
sellschaftspolitischen Anspruch neu 
zu begründen: als politisches Mandat der Arbeit, das über die 
unmittelbaren Interessen ihrer Mitglieder hinaus die Interessen 
der abhängig Beschäftigten insgesamt artikuliert. Sie dürfen sich 
daher nicht auf die Rolle eines schlichten Mitgliederverbandes 
reduzieren lassen. Ihr Repräsentationsanspruch zielt darauf, die 
Interessen der Arbeit als gesellschaftliche Kraft sichtbar, kon-
fliktfähig und durchsetzungsfähig zu machen. Die Verteidigung 
der Demokratie kann deshalb nicht bei institutioneller Loyali-
tät stehen bleiben. Es geht darum, die bürgerlich-parlamentari-
sche Demokratie über die »soziale Demokratie« mit neuem Le-
ben zu füllen und gleichsam über sich hinaus auszudehnen. Die 
anstehenden Auseinandersetzungen um die Zukunft des Sozi-
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alstaates sollten deshalb nicht allein defensiv geführt werden, 
sondern als Auftakt für eine weitergehende Erneuerung »sozi-
aler Demokratie« begriffen werden.

In einer fragmentierten Medienlandschaft konkurrierender 
»Echokammern« reicht es hierbei nicht, der rechtspopulisti-
schen Empörungskultur eine eigene Empörungsrhetorik ent-
gegenzusetzen. Gewerkschaftliche Stärke liegt nicht darin, Em-
pörung digital zu imitieren, sondern darin, aus ihr organisierte 
Handlungsfähigkeit zu machen. Dazu müssen Erfahrungen von 
Unsicherheit, Kontrollverlust, Überlastung und Missachtung 
in kollektive Deutungen und solidarische Interessen übersetzt 
werden. Dies gelingt nicht allein über Kampagnenkommunika-

tion, sondern vor allem über die aus 
Kollegialität hervorgehende Solidari-
tät im betrieblichen Raum (siehe auch 
Detje/Sauer 2023).

Besondere Bedeutung kommt folglich der gewerkschaftli-
chen Betriebspolitik zu. Im Betrieb entscheidet sich, ob abs-
trakte Repräsentationsansprüche praktisch erfahrbar werden. 
Hier werden die großen gesellschaftlichen Umbrüche konkret: 
als Arbeitsverdichtung, Personalnot, Qualifikationsdruck, 
Standortunsicherheit, Entwertung von Erfahrungswissen etc. 
Betriebspolitik darf deshalb nicht auf Mitbestimmungsroutinen, 
Einzelfallberatung oder submanageriale Begleitung betriebli-
cher Anpassungsprozesse reduziert werden. Sie muss politische 
Entscheidungen in ihren Folgen für Betriebe und Beschäftigte 
sichtbar machen – und umgekehrt betriebliche Konflikte als ge-
sellschaftliche Konflikte in den politischen Raum zurücktragen. 
Betriebs-, Tarif- und Gesellschaftspolitik gilt es substanziell mit-
einander zu verzahnen.

Dieser erweiterte Repräsentationsanspruch ist gerade ange-
sichts der sozial-ökologischen Transformation unverzichtbar. 
Dekarbonisierung, Digitalisierung und wirtschaftlicher Wan-
del dürfen nicht als Prozesse erscheinen, in denen Beschäftigte 
lediglich Anpassungsleistungen zu erbringen haben. Gewerk-
schaftliche Transformationspolitik muss Beschäftigungssiche-
rung, Qualifizierung, industrielle Erneuerung, Arbeitszeitpoli-
tik, öffentliche Investitionen und Mitbestimmung miteinander 
verbinden. Nur so lässt sich verhindern, dass Transformation 
vor allem als Statusverlust, Kompetenzentwertung und kultu-
relle Entwertungserfahrung wahrgenommen wird. Beschäftigte 
müssen als Subjekte einer demokratisch gestalteten wirtschaft-
lichen Entwicklung auftreten können.

Zugleich kann gewerkschaftliche Repräsentation angesichts 
europäischer und globaler Verflechtungen nicht im national-
staatlichen Rahmen stehen bleiben. Dass sich die Gewerkschaf-
ten um eine deutlich stärkere europäische Koordination ihrer 
Schwerpunkte und Zielsetzungen sowie um eine europäische Öf-
fentlichkeit »von unten« bemühen müssen, um wirksam Ein-
fluss auf die Europäische Union zu nehmen, ist nicht neu. Ein 
solches Agieren dürfte zugleich die gewerkschaftliche Durch-
setzungskraft in den nationalen politischen Arenen stärken. Die 
aktuellen Austeritätsprogramme überwiegend konservativer, 
rechtsnationaler oder rechtspopulistischer Regierungen legen 
koordinierte Kampagnen gegen Kürzungen der Sozialhaushalte 
und für die Sicherung sowie den Ausbau der Daseinsvorsorge na-
he.11 Dabei müssten die Forderungen nicht identisch sein; ent-

scheidend wäre vielmehr eine gemeinsame inhaltliche Klammer, 
verbunden mit zeitlich abgestimmten Aktionsformen. Eine sol-
che europäische Kampagnenfähigkeit könnte sichtbar machen, 
dass gewerkschaftliche Interessenvertretung nicht an nationalen 
Grenzen endet, sondern soziale Rechte, öffentliche Infrastruktur 
und demokratische Teilhabe als gemeinsame europäische An-
liegen formuliert. Dies wäre zugleich ein wichtiger Schritt sym-
bolischer Repräsentation: Die Gewerkschaften würden als eu-
ropäische Arbeiterbewegung sichtbar, die soziale Rechte gegen 
Austerität, Standortkonkurrenz und nationalistische Spaltung 
verteidigt und Mitsprache einfordert.
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und – bislang – Litauen als sozialdemokratisch zu charakterisieren.
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